
§49

Überflug der Staatsgrenze v

(1) Luftfahrzeuge dürfen die Staatsgrenze der Deut­
schen Demokratischen Republik nur mit staatlicher 
Erlaubnis überfliegen. Die Grundsätze und das Ver­
fahren für die Erlaubniserteilung werden gemäß den 
Bestimmungen des Gesetzes vom 25. März 1982 über 
die Staatsgrenze der Deutschen Demokratischen 
Republik-Grenzgesetz-(GBl. INr. 11 S. 197) vom 
Minister für Verkehrswesen im Einvernehmen mit 
dem Minister für Nationale Verteidigung festge­
legt.
(2) Luftfahrzeuge anderer Staaten, die in das Ho­
heitsgebiet der Deutschen Demokratischen Repu­
blik einfliegen, haben ohne Zwischenlandung auf 
dem ihnen zugewiesenen internationalen Flughafen 
zu landen. Landungen auf anderen Flugplätzen be­
dürfen der vorherigen Genehmigung des Ministe­
riums für Nationale Verteidigung.

Hinweis: Siehe АО vom 27.10. 1983 über den Über­
flug der Staatsgrenze der DDR durch zivile Luftfahr­
zeuge anderer Staaten (GBl. I Nr. 29 S. 289).

§ 5 0
Flugwetterdienst
Für die umfassende Betreuung der Luftfahrt in me­
teorologischen Fragen ist der Meteorologische 
Dienst der Deutschen Demokratischen Republik zu­
ständig.

§ 5 1
Sonderregelungen
Soweit es die Besonderheiten des Flugbetriebes er­
fordern und die Sicherheit des Luftverkehrs dadurch 
nicht gefährdet wird, kann der Minister für Ver­
kehrswesen im Einvernehmen mit den Leitern der 
zuständigen zentralen Staatsorgane Sonderregelun­
gen in bezug auf die Bestimmungen der §§42 bis 44 
sowie der §§ 46 bis 48 genehmigen.

IX.

Versicherung

§ 5 2
(1) Die Halter von Luftfahrzeugen sowie die Halter 
von Flugplätzen sind für die Dauer der Zulassung des 
Luftfahrzeuges bzw. der Genehmigung des Flugplat­
zes verpflichtet, sich im Rahmen der von den zustän­
digen Staatsorganen bestätigten Bedingungen für die 
Luftfahrtversicherung gegen Schadenersatzansprü­
che aus der Verantwortlichkeit für Schadenszufü­
gung aus dem Betrieb des Luftfahrzeuges oder des 
Flugplatzes zu versichern.
(2) Die Halter von nicht im Luftfahrzeugregister der 
Deutschen Demokratischen Republik eingetrage­
nen Luftfahrzeugen, die am Luftverkehr in der 
Deutschen Demokratischen Republik teilnehmen,
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müssen auf Verlangen nachweisen, daß eine Versi­
cherung gegen die Folgen der außervertraglichen 
Verantwortlichkeit für Schadenszufügung besteht 
oder die Ersatzleistung in anderer Weise gewährlei­
stet ist.

X.
Straf- und Ordnungsstrafbestimmungen
§ 53
Entführung und widerrechtliche Inbesitznahme 
von Luftfahrzeugen
(1) Wer ein Luftfahrzeug entführt oder mit dem Ziel 
der Entführung durch Gewalt oder Drohung mit Ge­
walt oder durch irgendeine andere Form der Ein­
schüchterung oder durch Täuschung ein Luftfahr­
zeug in Besitz nimmt, wird mit Freiheitsstrafe von 
drei bis zu zehn Jahren bestraft.
(2) In schweren Fällen wird der Täter mit Freiheits­
strafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren bestraft. Ein 
schwerer Fall liegt vor, wenn
1. durch die Entführung oder Inbesitznahme des 

Luftfahrzeuges eine schwere Körperverletzung 
oder fahrlässig der Tod eines Menschen verur­
sacht oder das Leben einer größeren Anzahl von 
Menschen gefährdet wird;

2. die Entführung oder Inbesitznahme des Luftfahr­
zeuges eine Havarie oder andere schwere Folgen 
nach sich zieht;

3. der Täter Rädelsführer ist.
(3) Wer durch die Tat vorsätzlich den Tod eines 
Menschen verursacht, wird mit Freiheitsstrafe nicht 
unter zehn Jahren oder mit lebenslänglicher Frei­
heitsstrafe bestraft.
(4) Vorbereitung und Versuch sind strafbar.

§ 54
Erfolglose Aufforderung
Wer einen anderen zur Begehung eines Verbrechens 
gemäß § 53 oder zur Teilnahme an einem solchen 
auffordert oder sich dazu anbietet, ohne daß dieser 
die Straftat ausführt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
fünf Jahren besträft.

§ 55
Begünstigung
Wer nach der Begehung eines Verbrechens gemäß 
§ 53 dem Täter oder einem Beteiligten Beistand lei­
stet, um ihn der Strafverfolgung zu entziehen oder 
ihm Vorteile aus der Straftat zu sichern, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren bestraft. ‘

§ 56
Unterlassung der Anzeige
Wer von dem Vorhaben, der Vorbereitung oder der 
Ausführung eines Verbrechens gemäß § 53 vor des­
sen Beendigung glaubhaft Kenntnis erlangt und dies 
nicht unverzüglich zur Anzeige bringt, wird mit Frei­
heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder bei einem Verbre-
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